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Die 25 härtesten Scheidungstricks aus dem Giftschrank von Richtern und Anwälten - und  welche Gegenstrategien sie empfehlen*
von Dr. Peter Finger, Privatdozent, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Familienrecht, Frankfurt/M

I. Einleitung
Vor kurzem
 hat der focus
 über die 25 härtesten "Scheidungstricks" aus dem Giftschrank von Richtern und Anwälten berichtet und "Gegenstrategien" empfohlen. Vieles ist bekannt und leider auch verbreitet; schließlich schlagen insbesondere in der ersten Zeit nach der Trennung die Wogen besonders hoch. Manches ist dabei übel, manches aber eher harmlos. Weitere Hinterhältigkeiten, die teilweise besonderen Erfolg versprechen, werden dagegen gar nicht erst erwähnt werden. In einer kurzen Übersicht möchte ich die "Vorschläge" und die "empfohlenen Gegenstrategien" rechtlich einordnen und bewerten. Allerdings zeigt sich oft, dass Geduld, Vernunft und abwartende Zurückhaltung zumindest mittel- bzw. langfristig bessere Ergebnisse versprechen als Lärm, Aufregung und unbesonnener Zugriff, selbst wenn dieser teilweise  sogar vom (eigenen) Anwalt/Anwältin immer noch empfohlen wird: "Räumen Sie die Wohnung leer, heben Sie alles Geld vom Konto ab, soweit Sie das noch können; kündigen Sie das Mietverhältnis, denn Sie sind alleiniger Mieter, dann muss Ihre Frau (mit den Kindern) ausziehen, und Sie haben keinen weiteren Ärger."
 
II. Die einzelnen "Scheidungstricks"
Berichte dieser Art gerade mit einem Aufmacher, der die besondere Aufmerksamkeit der betroffenen (das ist ja Sinn der Sache) Leser weckt und wecken soll, muss der anwaltliche Berater "sofort" aufnehmen und sich auf sie einstellen. Kaum lag der focus am Kiosk, haben bei mir wie ich das erwartet habe, die ersten aufgeregten Mandanten und Mandantinnen angerufen, um mich gleich auf ihre "neuen" Erkenntnisse hinzuweisen: "So will ich das auch machen, so sollen Sie das tun" etc. Jede Abwehr oder Abwertung dabei wäre falsch, denn so entsteht schnell ein Eindruck, den der Anwalt unbedingt vermeiden sollte und der die eigene Tätigkeit nur behindert: Er kennt die Veröffentlichung nicht, will mir (Mandant) nicht in der gebotenen Form helfen, hört mir nicht zu, ist auf seine eigenen Vorstellungen festgelegt und nicht beweglich genug u.ä.
1. Monika trennt sich von ihrem Mann Detlef. Während der Ehe hat sie in Absprache mit ihm zunächst gar nicht, dann nur teilschichtig gearbeitet und zuletzt 800,00 Euro brutto (Steuerklasse V) verdient, während er in Steuerklasse III eingestuft ist,
 bei Steuerklasse I aber wesentlich geringere Einkünfte hätte. Seit längerem unterhält sie eine feste Beziehung zu Serge, die sie ihrem Mann verschweigt (oder ihm sagt, Serge sei lediglich ein "guter Freund").
Angesprochen ist dabei § 1579 Nr. 2, 7 oder 8 BGB. Lebt Monika in einer verfestigten Lebensgemeinschaft, hat sie gegen Detlef keinen oder einen an Billigkeitserwägungen ausgerichteten, eben geringeren Unterhaltsanspruch. Maßgeblich können die Haushaltsgemeinschaft mit dem Partner über einen längeren Zeitraum werden, aber auch "das Erscheinungsbild in der Öffentlichkeit",
 das beide bieten, größere, gemeinsame Investitionen oder die Dauer der Verbindung für sich, überwiegend angesetzt bei etwa zwei oder drei Jahren. Bis dahin, so ist die Vorstellung, wirkt die Verantwortung aus der Ehe nach, später dann nicht mehr. Von der früher einmal üblichen Einschätzung, ein Gatte, der aus einer "durchschnittlich harmonisch verlaufenden Ehe" grundlos - wer macht denn so etwas? - ausgebrochen sei, verwirke seinen Unterhalt, haben wir uns zu Recht schon vor langer Zeit gelöst. Häufig leben bei der Ehefrau ohnehin die gemeinsamen Kinder, für die sie sorgt. Dann muss ihr eine Ausstattung bleiben, die sie braucht, um ihre Aufgaben wie vorgesehen und verantwortungsvoll erfüllen zu können. Erhält sie von Detlef 317,00 Euro nach seinen Einkünften wie üblich berechnet bei Abzug des sonst von ihm vorrangig geschuldeten Unterhalts für die Kinder, kommt nicht einmal eine Kürzung in Betracht. Sollte Monika die Unwahrheit sagen, ist die Beweisführung "gegen" sie sicherlich schwierig, aber nicht völlig aussichtslos. Schließlich muss sie ihre Angaben als Partei bestätigen, vielleicht sogar unter Eid, und der Partner ist Zeuge, der nicht weiß, ob Detlef nicht doch noch über weitere Beweismittel verfügt (Nachbarn, Privatdetektiv), und daher vorsichtig sein muss, denn er muss strafrechtliche Folgen befürchten. Sonst sind in den unterhaltsrechtlichen Richtlinien der Oberlandesgerichte, aber das bleibt für § 1579 BGB ohne unmittelbare Auswirkungen, Unterhaltskürzungen wegen ersparter Aufwendungen (Synergieeffekte) vorgesehen, etwa 200,00 bis 300,00 Euro im Monat; das reicht in der Regel und wird der Wirklichkeit gerecht. Lebt man zu zweit, sind die Ausgaben insgesamt geringer. Im Übrigen muss der andere seinen Teil beitragen, selbst wenn er nicht unterhaltspflichtig ist.
/
 

2. Dr. D. will sich scheiden lassen. Dabei schaltet er RA F. ein, den er nach anderen gefürchteten Anwälten in der Stadt fragt, die er dann - ohne F. zu informieren - anspricht, um sich nochmals beraten zu lassen (familienrechtliches Erstgespräch 190,00 Euro + 36,10 Euro MWST = 226,10 Euro). Frau D. hat so das Nachsehen, denn der Anwalt, den ihr Mann aufgesucht hat, kann ihre Vertretung nicht (mehr) übernehmen.
Aber in B., C., D. und E. ganz in der Nähe stehen ebenso gute Anwälte bereit und warten nur auf die Mandatsübernahme. Im Übrigen bringen vernünftige Berater auf beiden Seiten "ein Verfahren zumeist viel schneller und effizienter zum Abschluss" 
/
 als dies der gefürchtete Bösewicht vielleicht getan hätte.
3. a. Karin verlässt ihren Mann Peter, der sich auf einer Dienstreise befindet. Zwei Tage später kehrt er zurück. Möbel, Wertsachen, Fotoalben, Dokumente und Finanzakten sind weg. Zudem hat Karin das gemeinsame Kind (Andreas) mitgenommen. 
Peter kann die Dinge, die in seinem Eigentum stehen, ohne weiteres von Karin herausverlangen und seine Ansprüche auch gerichtlich durchsetzen. Im Übrigen kann er Haushaltsteilung fordern und ein entsprechendes Verfahren beim zuständigen FamG betreiben. Karin wird vieles wieder zurückgeben müssen, denn sie hat sich unrechtmäßige Vorteile verschafft. Ohne vorherige Anordnung des Gerichts, dazu § 1628 BGB,
  darf  sie auch das gemeinsame Kind/die gemeinsamen Kinder nicht mitnehmen und in die neue Wohnung/in eine andere Stadt bringen. Bisherige Zuständigkeiten bleiben dabei am "Herkunftsort" erhalten, wenn Peter gegen Karin vorgehen und die Regelung des Aufenthaltsbestimmungsrechts bzw. der elterlichen Sorge durch entsprechende Anträge erreichen will, vgl. allerdings § 154 FamFG (Verweisung der Sache an das "neue" Gericht), zumindest solange Karin noch keinen neuen gewöhnlichen Aufenthaltsort mit Andreas begründet hat. Schließlich kann sich Karin mit ihren Eigenmächtigkeiten beim Unterhalt schaden, § 1579 BGB.
 
3.  b. Peter verlangt von Karin, die mit verschiedenen Gegenständen ausgezogen ist, Herausgabe einer Videokamera, einiger aufwendiger und teurer Objektive und von sonstigem Zubehör. Karin erklärt, sie wisse gar nicht, was Peter von ihr wolle. Die Sachen, die er von ihr verlange, habe sie nicht mitgenommen, und sie könne auch sonst zu seinem Vorbringen nichts sagen.

Bei einer gerichtlichen Auseinandersetzung ist Peter beweispflichtig. Hat er keine vernünftigen Anhaltspunkte, scheitert er, auch wenn die sonst für streitigen Sachvortrag üblichen Beweisregeln im Hauratsverfahren (fG-Sache) nicht gelten, § 26 FamFG. Also muss er sich rechtzeitig einen Überblick verschaffen, damit später kein Streit aufkommen kann und alles festhalten (Fotos der Wohnungseinrichtung, wenn er auszieht u.ä.).
4. Alexandra, 34 Jahre alt, hat ihr Studium immer noch nicht beendet; sie arbeitet auch nicht. Von ihrem Mann Peter, gut verdienender Zahnarzt, lebt sie seit 1 1/2 Jahren getrennt. Inzwischen hat er das Scheidungsverfahren eingeleitet. Nach Absprache mit seiner Frau hat er für 2011 noch die gemeinsame steuerliche Veranlagung erreicht und so eine hohe Steuererstattung erhalten, die er für sich beansprucht.
 Um sich ihren auskömmlichen Trennungsunterhalt zu sichern, 2.500,00 Euro zzgl. Kosten für ihre Krankenkasse und eine angemessene Altersversorgung, § 1578 Abs. 2 und 3 BGB, verschleppt Alexandra "durch die Einleitung diverser Verfahren im Zeitpunkt der Scheidung die Sache immer wieder nach hinten".
 

Zahlungen, die Alexandra erhält, muss sie später nicht erstatten, § 818 Abs. 3 BGB, soweit sie sie bestimmungsgemäß verwendet, etwa für ihren Unterhalt. Nur bei "Bösgläubigkeit" kann das anders sein, § 818 Abs. 4 BGB. Peter kann Abtrennung der Folgesachen verlangen, die Alexandra betreibt, und im Übrigen im Wege der negativen Feststellungsklage gegen seine Frau vorgehen, bevor sie überhaupt bei Gericht tätig geworden ist, aber behauptet, weitere Forderungen gegen ihn zu haben. Schließlich ist er durch § 137 Abs. 2 FamFG geschützt, weil Alexandra ihre (vermeintlichen) Ansprüche nicht mehr erst im Verhandlungstermin und manchmal auch eine nach der anderen jeweils erneut einführen darf, sondern mindestens zwei Wochen vorher tätig werden muss, damit sich alle Beteiligten vernünftig vorbereiten können. Sonst muss sie jeweils isolierte Familiensachen führen, für die sie erhebliche Kosten aufzubringen hat, wenn sie verliert, und für die sie in jedem Fall in Vorlage treten muss. Wie sonst sollte Peter sehen, mit seiner Frau zu einer außergerichtlichen Lösung zu kommen und ihr dabei vernünftige und akzeptable Angebote unterbreiten, denn sonst kann er sich nicht über von ihr veranlasste Verzögerungen beschweren.
 Ist der Unterhalt für Alexandra "nur" für die Dauer des Getrenntlebens festgelegt, bestehen nach Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses keine weiteren Verpflichtungen für Peter mehr (Ausnahme: einstweilige Anordnung, die diese Einschränkung nicht enthält14a).
5. Peter T., Unternehmensberater, verlässt seine Frau Michaela. Sein Vermögen beläuft sich zu diesem Zeitpunkt auf 1,5 Mio Euro, während sein Anfangsvermögen bei 0 lag (Heirat noch in der Studentenzeit).
 Der Zugewinn von Michaela stellt sich auf 200.000,00 Euro.
Michaela muss das Trennungsjahr abwarten, das nach deutschem Recht Voraussetzung für die Ehescheidung ist, §§ 1566 Abs. 1 und 2, 1565 Abs. 2 BGB. Peter will sich leisten, denn er fühlt sich nun frei, was er sich immer schon leisten wollte, sich bisher aber nicht zu leisten traute, also teure Reisen, schicke Sachen, aufwändige Restaurantbesuche u.ä. Michaela befürchtet für sich so erhebliche Verluste. Bei Zustellung des Scheidungsantrages von Michaela, und dieser Zeitpunkt wird für die Berechnung der Ausgleichsforderung maßgeblich, hat sich sein Vermögen wie von ihr erwartet vermindert (um 480.000,00 Euro) und macht nur noch 1,02 Mio Euro aus. Damit beliefen sich Ansprüche gegen ihn auf Zugewinnausgleich auf 1,02 Mio minus 200.000,00 = 802.000,00 Euro : 2 = 401.000,00 Euro. Aber so ist die Darstellung unvollständig und lässt einen falschen Eindruck entstehen. Ist nämlich das Endvermögen eines Ehegatten geringer als sein Vermögen zum Trennungszeitpunkt, muss er (seit den Veränderungen 2009) die in § 1375 Abs. 2 Satz 2 BGB vorgesehenen Erklärungen liefern und erläutern, warum sich die Dinge so entwickelt haben wie das nun einmal ist, weil sonst die zwischenzeitlichen Verluste als "illoyale Verfügungen" beim Endvermögen (gleichwohl) berücksichtigt werden, also 1,5 Mio - 200.000,00 Euro = 1.3 Mio Euro : 2 = 650.000,00 Euro. Dann muss Michaela mit keinen Ausfällen rechnen. Im Übrigen kann sie bei einer Gefährdung ihrer Forderungen, mit der sie rechnet und rechnen muss, vorzeitigen Zugewinnausgleich verlangen und Arrestpfändung ausbringen.
 Auskunftsansprüche hat sie - und Peter - für das Anfangs-, das Trennungs- und das Endvermögen ihres Gatten, dazu § 1379 BGB, aber auch für weitere Vermögensverfügungen nach § 242 BGB im Rahmen der "Billigkeit",
 wobei nach der neuen Rechtsprechung des BGH nun solche Verpflichtungen nicht fortbestehen, da die unmittelbaren gesetzlichen Regeln bereits ausreichen.17a Nach den Regeln der Verstärkten Zusammenarbeit, VO Nr. 1259/2010, wird deutsches Recht häufiger als früher in Auslandsfällen zur Anwendung kommen.
6. Michaela, 38 Jahre alt, ist seit 17 Jahren mit Klaus (Zahnarzt, 54 Jahre alt) verheiratet. Bis zur Geburt des jüngsten Kindes Karin (2007) hat sie gearbeitet, dann aber nicht mehr. Nun verlangt sie für sich Unterhalt. Klaus ist ohne weiteres leistungsfähig, will aber, dass seine Frau "selbst etwas tut und Geld verdient", um ihren Bedarf sicherzustellen.
Michaela hat Unterhaltsforderungen jedenfalls für die (erste) Trennungszeit. Danach und nach Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses muss sie vorrangig für sich selbst sorgen, § 1569 BGB, wobei Forderungen gegen Klaus, die sie zunächst noch hat, durchgängig inhaltlich zu beschränken und zeitlich zu befristen sind. Nur wenn ihr ehebedingte Nachteile bleiben, kann sie längeren Ausgleich verlangen und muss keine weiteren Einschränkungen fürchten, zu Einzelheiten § 1578 b Abs. 1 Satz 2 BGB. Deshalb muss sie sich eine passende Anstellung suchen. Ihr Anwalt wird ihr dabei raten, alle Anstrengungen zu unternehmen, die von ihr verlangt werden (20 bis 30 Bewerbungsschreiben im Monat nach den unterhaltsrechtlichen Richtlinien der Oberlandesgerichte, wenn sie nicht arbeitet), um nachzuweisen, dass sie sich ausreichend bemüht (sie muss suchen, nicht finden). Meldung beim Arbeitsamt reicht nicht. Sonst können ihr fiktive Einkünfte zugerechnet werden. Betreut sie (noch) kleinere Kinder, § 1570 BGB, hat sie Forderungen bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres des jüngsten Kindes, allerdings ohne festen Ausschluss danach (das wird häufig übersehen). Dann muss sie den Nachweis liefern, dass ihre persönliche Betreuung notwendig ist. Altersphasenmodelle
 (in unterschiedlicher Form) bestehen nicht fort, so dass die jeweiligen Umstände des Einzelfalles maßgeblich werden, die sie schildern und nachweisen muss, am Besten durch einen Betreuungsplan, mit dem sie belegen kann, dass gerade sie persönlich gefordert ist und Aufgaben erledigt und erledigen muss, die in Fremdbetreuung nicht oder nicht zuträglich und förderlich für das Kind/die Kinder erledigt werden können. Ist sie krank, § 1572 BGB, ist Sachverständigengutachten einzuholen. Im Übrigen kann ihr Unterhalt selbst dann noch zu beschränken oder zu befristen sein, weil ihre Erkrankung nicht von ihrem Partner zu verantworten ist, sondern zum allgemeinen Lebensrisiko zählt. Ausnahmen können lediglich aus ehelicher und nachehelicher Solidarität folgen. 
  
7. Peter, 32 Jahre, ist mit Alexandra, 31 Jahre, verheiratet. Aus der Ehe sind zwei Kinder hervorgegangen, Elisabeth, 4, und Steffi, 2, die beide bei der Mutter leben. Peter arbeitet bei den Stadtwerken und verdient 1.724,00 Euro unterhaltsrechtlich relevant bei Steuerklasse I.

Für beide Kinder muss Peter Unterhalt zahlen. Steffi und Elisabeth sind in der ersten Altersstufe der Düsseldorfer Tabelle einzuordnen, wobei eine weitere Abstufung vorgesehen ist, wenn ihr Vater auch für Alexandra einstehen muss. Dann bleiben ihm noch (1.724,00 Euro - 225,00 Euro - 225,00 Euro, jeweils Zahlbetrag, also unter Berücksichtigung des hälftigen Kindergeldes) 1.274,00 Euro, allerdings kein weiterer Abzug von 1/7 als Erwerbstätigenbonus (282,00 Euro), da letztlich ein Mangelfall vorliegt, so dass Alexandra immerhin 224,00 Euro an Unterhalt bekommen könnte, Selbstbehalt jedenfalls 1.100,00 Euro seit 1.1.2013. In dieser Berechnung ist nicht einmal berücksichtigt, dass für den Mann berufsbedingte Aufwendungen anzusetzen sein können, 50,00 Euro bzw. 5 % von seinem Einkommen, höchstens 150,00 Euro, so dass der Selbstbehalt gegenüber Alexandra bereits unterschritten wäre (1.100,00 Euro). Im Übrigen können ehebedingte Schulden eine Rolle spielen oder weitere Ausgaben für eine sekundäre Altersversorgung. Das gefällt Peter alles nicht. Denn wenn er nicht arbeitet, steht er auch nicht schlechter, hat aber ein bequemeres Leben.
 Im Unterhaltsverfahren, das Alexandra für sich und die Kinder führt, werden Peter seine früheren bzw. die für ihn weiterhin erzielbaren Einkünfte zugerechnet, wenn er für den Verlust des Arbeitsplatzes verantwortlich ist oder sich nicht ausreichend um eine neue Anstellung bemüht. Dabei sind die Maßstäbe streng, so dass er für sich und sein Verhalten sehr gute Gründe liefern muss, um sich zu entlasten. So laufen Monat für Monat Schulden für ihn auf, die er später abtragen muss, wenn er wieder eine Beschäftigung findet. Im Übrigen muss er sogar strafrechtliche Folgen wegen Unterhaltspflichtverletzung befürchten.
 Dann verlieren alle.
8. Klaus betreibt eine Werbeagentur (GmbH), aus der er Einnahmen erzielt, aber kein Geschäftsführergehalt erhält. Miriam trennt sich von ihm und verlangt für sich und die beiden Kinder Johanna, sechs Monate, und Claudia, 1 3/4 Jahre, Unterhalt. Klaus "versteuert plötzlich sein Einkommen nicht mehr",
 wobei ich nicht sehe, welche Vorteile er dabei erzielen könnte, verlagert "Ausgaben in den Bereich der Firma, die dort nicht hingehören",23 und bildet Rücklagen, die erst später wieder aufgelöst werden.
 So "kann er Investitionen, die (für die nächsten Jahre) vorgesehen waren, vorziehen". Geschmack bekommt die Sache, wenn die Geliebte als Sekretärin eingestellt wird.
 - Gemeint ist wohl insgesamt, dass Klaus keine Steuererklärungen mehr abgibt, um seine Einkünfte zu verschleiern, und auch sonst alles tut, um Miriam den notwendigen Einblick in seine finanziellen Verhältnisse zu verweigern.
Doch habe ich das alles nicht gut verstanden. Einzelheiten, die für die Unterhaltsberechnung maßgeblich sein können,  sind aus den üblichen Firmenunterlagen ohne weiteres erkennbar. Klaus und sein Anwalt müssen nur nachfragen, denn wenn etwa Personalkosten auffällig steigen oder sonstige Veränderungen deutlich werden, müssen sie sich nach den Gründen erkundigen (Einstellung der Freundin oder ein zumindest für sie ausgewiesenes Gehalt). Rücklagen können sinnvoll sein. Dann spielen sie auch unterhaltsrechtlich eine Rolle. Sonst sind zunächst die Pflichten gegenüber anderen Familienangehörigen zu erfüllen, die Unterhalt verlangen, bevor nachrangige, staatliche Transferleistungen für sie erreichbar werden. Anschaffungen wie etwa ein teures Firmenfahrzeug müssen eben aufgeschoben werden bzw. bleiben als Abzugsposition außer Ansatz. Zumindest für erste Übergangszeiten können auch die Entnahmen des Unternehmers als Grundlage herangezogen werden, denn so spiegelt sich  seine eigene Einschätzung seiner finanziellen Verhältnisse wider, selbst wenn sie sich durch den tatsächlich ausgewiesenen Erfolg oder Misserfolg seines Betriebes (noch) nicht rechtfertigen lässt.
 Erst mit längeren Abständen sind die Dinge anders zu handhaben. Mit Spürsinn, Aufmerksamkeit und Sachverstand lassen sich jedenfalls Verluste für den eigenen Mandanten bzw. die Mandantin vermeiden. 

9. Alexandra ärgert sich über ihren Mann Peter, der sie wie sie meint schlecht behandelt und ihr und den beiden Kindern nicht genug Unterhalt zahlt. Deshalb droht sie, ihn beim Finanzamt "anzuschwärzen", denn sie weiß von Schwarzgeldern, die er eingenommen hat und versteckt.

Alexandra muss hässliche Folgen befürchten, wenn sie sich so verhält oder Peter auch nur bedroht. Muss ihr Mann Strafe zahlen, kann er noch weniger Unterhalt aufbringen. Hat sie von den Vorgängen gewusst, muss sie besondere Angst haben, etwa wenn sie die gemeinsame steuerliche Veranlagung mit ihm unterschrieben hat, denn dann hat sie wie ihr Mann Steuern hinterzogen. Erweisen sich ihre Anschuldigungen als falsch, unhaltbar oder zumindest stark übertrieben, muss sie mit einer Kürzung ihres Unterhaltsanspruchs oder gänzlichen Verlusten rechnen, §  1579 Abs. 2, 5 und 7 BGB
 Also: Finger weg, und das gilt ebenso für Anschuldigungen gegenüber dem Arbeitgeber, etwa wegen angeblicher Diebstähle oder sonstigen Unregelmäßigkeiten, Strafverfolgungsbehörden u.ä. (oder anderen, etwa Versicherungsgesellschaften, die dann von sich aus Strafverfolgungsbehörden einschalten sollen).
10. Miriam ist mit Dr. Michael M. verheiratet, gut verdienender Zahnarzt, wie sie meint. Ihre Standards aus der Ehe möchte sie sich für sich möglichst lange erhalten und legt deshalb im Unterhaltsverfahren, das sie eingeleitet hat, Rechnungen und Kontoauszüge insbesondere für Kreditkartenabbuchungen aus den letzten Jahren vor, die den bisherigen, aufwändigen Lebensstil beweisen (sollen). 

Maßgeblich für Unterhaltsansprüche des (sonst) berechtigten Teils sind zunächst die ehelichen Lebensverhältnisse, dazu § 1578 Abs. 1 S. 1 BGB, wobei der gesamte Lebensbedarf umfasst ist, S. 2, der auch die Kosten für eine sachgemäße bzw. in der Ehe schon übliche Krankenversicherung und für eine angemessene Altersversorgung einschließt, Abs. 2 und 3. Bei durchschnittlichen Verdiensten des Verpflichteten wird aus seinem Einkommen nach Abzug der unterhaltsrechtlich relevanten Positionen und insbesondere der vorrangigen Unterhaltslasten (etwa) für Kinder eine Quote  gebildet, die dem anderen Ehegatten zusteht, meist 3/7,
 1/7 Erwerbstätigenanreiz, nach den Süddeutschen Leitlinien 2/5 (1/10 als Bonusbetrag, dort werden aber auch andere Punkte abweichend behandelt). Bei hohen Einkünften und entspr. Ausgaben in der Ehe kann Miriam Unterhalt aber auch nach konkreter Bedarfsberechnung von Michael verlangen, wobei sie teure Urlaube schildern, ihr Auto beschreiben , Abrechnungen für den Golfclub und für Friseurbesuche u.ä. vorlegen muss. Sicherlich wird sich Michael ärgern. Schließlich muss er den Eindruck gewinnen, dass seine Frau schon seit längerem Material gegen ihn sammelt,
 um sich Vorteile zu verschaffen. Aber sie stehen ihr eben auch zu Das kann man ihr aber nicht vorwerfen. Im Übrigen handeln nicht alle Ehefrauen so, ganz im Gegenteil. Meist werden sie an den strengen Anforderungen für die Berechnung im Einzelnen scheitern, die sie erfüllen müssen, denn sie müssen den aufwändigen Lebensstil beweisen, auf den sie sich berufen, und das können sie oft nicht (mehr).
 § 287 ZPO (Schätzung durch das Gericht) hilft nicht immer weiter.
 Vielleicht hat Michael Angst, und vielleicht sind seine Befürchtungen auch berechtigt, aber im Allgemeinen stehen Ehemänner besser. Miriam hat nur gut vorgesorgt.
  Das kann man ihr aber nicht vorwerfen!
Konkrete Bedarfsberechnung, wie sie in der Regel bei gehobenen Einkommensverhältnissen vorgenommen wird, bedeutet keine Fixierung eines einmal titulierten Unterhaltsbetrags; im Zuge der Inflation und der allgemeinen Preissteigerungen kann zur Deckung eines gleich bleibenden Bedarfs im Laufe der Zeit ein höherer Geldbetrag erforderlich werden, und das stellt einen Abänderungsgrund zugunsten des Unterhaltsgläubigers dar, dazu OLG Köln, BeckRS 2012, 21849; zur konkreten Bedarfsberechnung allgemein Vomberg, FF 2012, 436.

11. (18 in focus) Klaus unterhält schon länger eine Lebensversicherung auf Kapital- bzw. Rentenbasis, jeweils mit Renten- bzw. Kapitalwahlrecht. Während der Ehe und kurz vor dem maßgeblichen Stichtag, also dem letzten Tag des Monats, der der Zustellung des Scheidungsantrages vorausgeht (für den Versorgungsausgleich), bzw. Zustellung der Antragschrift (für den Zugewinnausgleich)
 verlangt er Auszahlung/Rückkauf der angesparten Beträge durch die Gesellschaft, nachdem er das vorbehaltene Kapitalwahlrecht rechtzeitig ausgeübt hat. 
"Mitten im Scheidungsverfahren" bleibt dieser "Trick" ohnehin folgenlos, anders S. 64, denn die Abrechnung ist im Einzelnen bereits festgelegt. Ausgleichsforderungen aus Zugewinn sind mit der Zustellung der Antragschrift jedenfalls entstanden, § 1384 BGB. Dann ist unerheblich, ob Klaus später nachträgliche Auszahlung verlangt, sein Kapitalwahlrecht ausübt und die Gelder erhält, die ihm nach den vertraglichen Absprachen mit der Versicherungsgesellschaft zustehen. Wird er tätig, bevor das Scheidungsverfahren eingeleitet ist, erhält seine Ehefrau nur dann nichts, wenn beide Gütertrennung vereinbart haben, aber eben auch nur dann. Denn ihre Grundlage haben ihre Verluste in den früheren Absprachen mit ihrem Mann, nicht in seinem besonders trickreichen Vorgehen, über das sie sich nun beklagt. Die Umwandlung einer Lebensversicherung auf Kapitalbasis
 mit Abrechnung zur Zustellung des Scheidungsantrages, also etwa per 16.3., in eine Rentenversicherung, bei der die Wertermittlung für den letzten Tag des Monats zu erfolgen hat, der der Zustellung vorausgeht, also etwa am 28.2./29.2., gerade mit dem Ziel, die angesparten Beträge beiden Ausgleichsformen zu entziehen (Eingang der Erklärung beim Versicherer: 10.3.), bringt für den anderen Gatten sicherlich besonders hässliche Ergebnisse, denn am 16.3. (im Beispiel) besteht keine Kapitallebensversicherung mehr, die ausgeglichen werden könnte, weil Klaus sie am 10.3. in eine Rentenversicherung umgewandelt hat, und am 28.2./29.2. ist noch keine Rentenversicherung vorhanden, die vom Versorgungsausgleich erfasst und an der die Ehefrau in der üblichen Form beteiligt wäre.
 Letztlich verliert sie also "doppelt". Doch lassen sich über § 242 BGB bzw. § 162 BGB (allgemeine Billigkeitsklausel) vernünftige Lösungen finden,
 wobei mit dem "neuen" Güterrecht die Dinge ohnehin entschärft sind: Die Umwandlung der Lebensversicherung (Kapitalbasis oder Rentenbasis - rechtzeitig in die jeweils andere Form, um die angesparten Beträge so dem Zugriff des Partners überhaupt zu entziehen, stellt eine "Vermögensverfügung" nach der Trennung in Benachteiligungsabsicht dar, für die der Versicherungsnehmer kaum vernünftige Gründe angeben kann), vgl. § 1375 Abs. 2 BGB, wobei für den Versorgungsausgleich eine entsprechende Regelung fehlt, aber auch nicht notwendig ist, weil seine Abrechnung am letzten Tag des Monats festgelegt ist, der der Zustellung des Scheidungsantrages vorausgeht (erfolgt die Umwandlung rechtzeitig, ist der übliche Ausgleich beim Zugewinn vorzunehmen, weil der sonst Ausgleichsberechtigte allenfalls dann Verluste erleidet, wenn er insoweit mit seinem Partner Verzichtserklärungen vereinbart hat), eine Zurechnung zum Versorgungsausgleich und eine Verteilung über dessen Regeln kommt nicht mehr in Betracht, wenn die Anrechte umgewandelt sind, die in dieser Form zur Zeit der gerichtlichen Entscheidung dann nicht mehr "vorhanden" sind. Werte, die in einer Rentenversicherung angesammelt waren - die im Versorgungsausgleich hätten erfasst werden 

müssen -, sind, wenn zum Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung keine verteilungsfähigen Anrechte mehr vorhanden sind, beim Zugewinnausgleich zu berücksichtigen, wobei sich Einzelheiten aus § 3 Abs. 1 und 2, 5 Abs. 2 S. 1 VersAusglG ergeben, denn die Veränderungen können auf den Ehezeitanteil zurückwirken, weil die Ausübung des Kapitalwahlrechts dem Anrecht rückwirkend die Ausgleichsfähigkeit nimmt, § 5 Abs. 2 S. 2 VersAusglG und BGH, NJW-RR 2012, 769 sowie BGH, NJW-RR 2011, 1633; nun OLG Saarbrücken, BeckRS 2012, 21736. Würde die Herausnahme des Anrechts aus dem Versorgungsausgleich allerdings eine Härte i.S. § 27 VersAusglG darstellen, könnte anders zu  entscheiden sein, aber der Vermögenswert kann güterrechtlich ausgeglichen werden, dazu OLG Saarbrücken, BeckRS 2012, 21735; vgl. auch OLG Hamm, BeckRS 2012, 21733.
12. (21 in focus) Klaus und Helga sind Eigentümer des Anwesens XY, 60439 Frankfurt. Beide verkaufen das Haus "vor dem Gang zum Anwalt", also im Vorfeld des Scheidungsverfahrens, und teilen den Erlös. Helga legt ihr Geld (240.000,00 Euro) auf ein Konto. Klaus gibt seinen Anteil aus. Nun fordert er weiteren Ausgleich von ihr, nämlich 240.000,00 Euro : 2 = 120.000,00 Euro, weil ihm nichts mehr verblieben sei, sie aber ehelichen Zugewinn erzielt habe.
So blöd kann Helga gar nicht sein, und der Anwalt, der sie berät, bzw. der Notar, der die Vereinbarung protokolliert hat, auch nicht. Leben die Eheleute schon bei der Veräußerung getrennt, muss Klaus im Übrigen nachweisen, für welche vernünftigen und vertretbaren Anschaffungen er seinen Erlösanteil ausgegeben hat, § 1375 Abs. 2 S. 2 BGB.
 Im Übrigen hilft § 1381 BGB, Leistungsverweigerung wegen grober Unbilligkeit, bzw. § 1380 BGB, Ausgleich von Vorempfängen.

13. (14 in focus)
 Klaus und Helga sind Eigentümer eines Hauses, Wert 450.000,00 Euro, restliche Verbindlichkeiten 250.000,00 Euro, also 200.000,00 Euro : 2 = 100.000,00 Euro für jeden aus dem Erlös bei einer Veräußerung. Nun behauptet er, wobei die güterrechtl. Ausgleichsberechnung die Verteilung nach Eigentumsquoten überspielt, seine Eltern hätten ihm 20.000,00 Euro für den Erwerb "geschenkt", während er weitere 20.000,00 Euro aus eigenen Mitteln aufgebracht habe (Anfangsvermögen), so dass ihm beide Beträge vorab gutzubringen seien.

Zuwendungen insbesondere von den eigenen Eltern behaupten Eheleute häufig,
 die im Scheidungsverfahren um Geld streiten. Dann müssen sie aber Urkunden oder sonstige Nachweise vorlegen bzw.  liefern, Kontoauszüge als Beleg einreichen u.ä. und, wenn das alles zu keinem für das Gericht einsichtigen Ergebnis führt, sonstigen Beweis antreten, wobei auch die Eltern Zeugen sein und die Angaben ihres (eigenen) Kindes bestätigen können oder, das sollten sie besser nicht tun, lügen müssen.
 Folge: Strafrechtliche Ermittlungen; aber so kann kein ernsthaft gemeinter Rat eines Anwalts aussehen (auch nicht: Lassen Sie sich von Ihren Eltern doch Geld schenken bzw. Quittungen geben). Zuwendungen von Schwiegereltern sind (eher) selten; fast immer soll das eigene Kind bedacht werden (zumindest behaupten sie das später), und bei Verfügungen für das Schwiegerkind wäre Schenkungssteuer angefallen. Im Übrigen hat der BGH seine bisherige Rechtsauffassung geändert. Bisher war er der Ansicht, dass güterrechtliche Ausgleichsansprüche unter den Eheleuten "vorrangig" seien, so dass die Zuwendenden (Eltern bzw. Schwiegereltern) keine unmittelbaren Ansprüche haben sollten. Dann musste der ausgleichsberechtigte Ehegatte, also etwa der eigene Sohn, darüber entscheiden, ob er gegen den anderen (die Ehefrau) vorgehen wollte, wobei der Erwerb bei ihr beim Endvermögen berücksichtigt wurde. Nun meint er, dass bei "Zweckverfehlung", also Auflösung der Ehe vor der vorgesehenen Zeit (wann ist das?), unmittelbare Forderungen für sie bereitständen, entweder aus Bereicherungsrecht oder aus "unbenannter Zuwendung", wobei allerdings bei längerer Dauer der Ehe Abzüge anzubringen sein könnten. Bekanntlich hält der BGH güterrechtliche Forderungen auch für vorrangig gegenüber Ausgleichsansprüchen bei unbenannten Zuwendungen unter den Eheleuten, wobei § 1374 Abs. 2 BGB für sie nicht unmittelbar anzuwenden ist (also keine Anrechnung beim Anfangsvermögen und damit einer Neutralisierung beim Zugewinnausgleich - in der notariellen Vereinbarung sind die Dinge allerdings fast immer anders geregelt). Wenn die Eltern/Schwiegereltern aber gegenüber dem Schwiegerkind unmittelbaren Zugriff haben, obwohl bisher güterrechtliche Regelungen vorrangig sein sollten, kann das für die Behandlung von Vermögensverschiebungen unter Eheleuten (ebenfalls bisher, allerdings noch ohne weitere Änderungen: güterrechtlicher Vorrang) nicht anders sein, Hahne, FF 2012, 268. 
Beispiel: Der Ehemann war bei Beginn der Ehe Eigentümer eines Grundstücks, überträgt im weiteren Verlauf die Hälfte auf seine Ehefrau, so dass er am Ende mit seiner Ehefrau Eigentümer zu je 1/2 ist. Ist im notariellen Übertragungsvertrag nicht ausdrücklich vorgesehen, dass bei einer Scheidung der Ehe kein Ausgleich geschuldet werden soll (oder, wie häufig schon im Ehevertrag vereinbart, dass Rückforderung bei unbenannten Zuwendungen nur möglich ist, wenn sich der zuwendende Teil dies ausdrücklich bei der Zuwendung vorbehalten hat), muss sie einen Teil an ihren Mann zurückgeben, aber nicht das Grundstück, sondern nur wie sonst "in Geld". War die Immobilie 200.000,00 Euro wert, beläuft sich das Anfangsvermögen des Mannes auf 200.000,00 Euro, das Endvermögen auf 100.000,00 Euro, während das Anfangsvermögen der Ehefrau 0,00 Euro ausmacht (angenommen), dann aber das Endvermögen 100.000,00 Euro beträgt. Folglich muss sie 50.000,00 Euro an ihren Mann als Ausgleich zahlen. Nur wenn die insoweit gefundenen Ergebnisse "schlechthin unerträglich" seien oder güterrechtliche Ansprüche überhaupt nicht bereitständen, will der BGH die Dinge anders behandeln. 
14. (22 in focus) Michael ist Mieter der Ehewohnung, in der er bisher mit Carla, seiner Frau, und den beiden Kindern Alexandra, 5, und Elisabeth, 3, gelebt hat. Nun zieht er aus; anschließend kündigt er das Mietverhältnis. 
Carla kann (und muss) sofort und vor der Kündigung, die sie sonst nicht verhindern und deren Wirkung sie nicht beseitigen kann, beim FamG im Wege der einstweiligen Anordnung Wohnungszuweisung für sich und die Kinder beantragen. Entscheidung sollte durch Beschluss und ohne Frist zur Stellungnahme für Michael ergehen, der sonst vielleicht erst auf Ideen gebracht wird, die er bisher noch gar nicht gehabt hat. Einwendungen, die er hat bzw. zu haben glaubt, kann er später immer noch geltend machen, aber dann ist die gerichtliche Regelung schon erfolgt, der er nicht mehr die Grundlage entziehen kann. Erweist sich das Vorbringen von Carla falsch, kann das Gericht seine Anordnung aufheben oder abändern, § 54 FamFG. Carla muss vorbringen, dass sonst für sie und die Kinder eine "unbillige Härte" droht, die vermieden werden muss, § 1361 b Abs. 1 Satz 1 und 2 BGB. Mit der Zuweisung der Räumlichkeiten kann das FamG festlegen, dass der Antragsgegner (Michael) alles zu unterlassen hat, was geeignet ist, die Ausübung des Nutzungsrechts für seine Frau und die Kinder zu erschweren oder zu vereiteln, § 1361 Abs. 3 S. 1 BGB, aber Carla auch zur Nutzungsentschädigung verpflichten, S. 2.
/
 
15. (24 in focus) Alexandra lebt mit ihrem Mann M.
 in einem schönen Haus in K. in der Nähe von Frankfurt, dessen Eigentümer M. ist. Aus ihrer Sicht ist die Ehe gescheitert. Zumindest für eine Übergangszeit will sie aber dort bleiben. Deshalb "provoziert sie ihn zur Gewalt" und ruft die Polizei zu Hilfe. Anschließend beantragt sie beim zuständigen FamG Wohnungszuweisung, § 1361 b BGB. Ganz einfach: Wer gewalttätig ist, fliegt raus'! Aber diese Folgen hat sich Michael selbst zuzuschreiben, ohne dass er von seiner Frau nun "ausgetrickst" wäre.

16. (20 in focus) Michael hat während der Ehezeit 100.000,00 Euro an Zugewinn erwirtschaftet. Sein Endvermögen macht nun 200.000,00 Euro aus, so dass sich sein Anfangsvermögen auf 100.000,00 Euro gestellt haben muss. Alexandra, seine Frau, vernichtet alle Unterlagen und verlangt 100.000,00 Euro Zugewinn, nämlich 200.000,00 Euro : 2 = 100.000,00 Euro.
 
Michael muss sein Anfangsvermögen beweisen. Deshalb sollte er rechtzeitig seine Unterlagen zusammenstellen bzw. sammeln.

17. (23. in focus) 
 Alexandra will sich von ihrem Mann Michael trennen. Sie befürchtet, dass er sie beim Unterhalt und bei der Berechnung des ehelichen Zugewinns (weniger: beim Versorgungsausgleich, weil er insoweit keinen Zugriff auf die Daten hat) nicht so behandeln wird, wie sie das nach den rechtlichen Regeln erwarten darf. Deshalb sammelt sie rechtzeitig Unterlagen.
Recht hat sie, aber sie muss natürlich die üblichen, gesetzlichen Regeln/Grenzen beachten. Wenn Aktenordner mit Kontoauszügen, Gewinn- und Verlustrechnungen für Unternehmen ihres Mannes und Gesellschaftsverträge frei zugänglich in der Wohnung bereitliegen, kann sie Einblick nehmen und Auszüge fertigen bzw. Notizen machen.
 So schützt sie sich. Gern berichten Ehemänner über besonders kritische Anlageformen gerade in "verfänglichen" Situationen, vielleicht nach dem vierten Glas Rotwein; das muss man ja nicht unbedingt provozieren … 
Fehlen der Frau Daten, hat sie aber Anhaltspunkte für Vermögenswerte des Mannes, kann auch § 142 ZPO weiterhelfen.

18. (16 in focus)
 Michaela will sich scheiden lassen; Klaus will gerade wegen der Kinder an der Ehe festhalten bzw. erkennt den Ernst der Situation nicht; jedenfalls möchte er noch abwarten. Michaela nutzt sein Zögern aus und schlägt ihm eine gemeinsame Familienberatung bzw. anschließend eine Mediation vor, aber sie will so (nur) Vorteile für sich erzielen, etwa beim Unterhalt für die Trennungszeit, beim Zugewinn (Zustellung des Scheidungsantrages wird hinausgeschoben) bzw. Versorgungsausgleich (ebenso).

Doch muss sich Klaus sich auf die Vorschläge seiner Frau nicht einlassen. Zumindest nach längerer Ehezeit sollte er einschätzen können, wie sie sich verhält und wie sie zur Ehe steht. Allerdings täuschen sich Männer dabei häufig. Im Übrigen kann und sollte er anwaltliche Beratung suchen. Jeder erfahrene Therapeut bzw. Mediator wird ohnedies schnell merken, ob Michaela an einer ernsthaften und erfolgversprechenden Mitarbeit interessiert ist oder nur trickst; dann wird er seine Tätigkeit ebenso schnell beenden.
 
19. (11, 12, 13, 14 und 25 in focus) Klaus verlässt Miriam, seine Frau. Steffi, 9, und Katrin, 6, die gemeinsamen Kinder, bleiben bei ihr, für die er Unterhalt nach der Berechnung ihres Anwalts zahlt. Miriam ist "gleichwohl" sehr verletzt; sie sinnt auf Rache. Steffi und Katrin haben ein herzliches Verhältnis zu ihrem Vater und wollen ihn gern und häufig besuchen. Mit der Zeit sperrt sich Miriam aber immer entschiedener; sie behauptet,
- Klaus sei psychisch labil,

- trinke zuviel Alkohol,

- habe zumindest früher Drogen genommen

- oder sich sonst nicht ausreichend um die Kinder gekümmert, wobei sie ihre Vorwürfe auch erläutert und einzelne Vorfälle schildert.

Klaus wird diese Anschuldigungen widerlegen/entkräften müssen. Stellt sich heraus, dass Miriam alles oder zumindest wesentliche Teile erfunden hat, muss sie sogar mit sorgerechtlichen Auswirkungen
 rechnen, denn offensichtlich stellt sie ihre eigenen Interessen über das Wohl der Kinder. 
Nunmehr erfährt Miriam, dass Klaus mit einer anderen Partnerin zusammenlebt, Anna, die sie verdächtigt, mit ihrem Mann schon vorher und während der Ehezeit ein Liebesverhältnis unterhalten zu haben. In Gesprächen mit den Kindern setzt sie Anna herab und verweigert den Umgang zu Zeiten, zu denen Anna anwesend oder (vielleicht) mit den Kindern zusammentreffen könnte. 
Klaus sollte mit Vorwürfen besonnen umgehen. Zumindest für Übergangszeiten sollte sich auch seine neue Partnerin zurücknehmen und Vater und Kinder allein lassen. Ihre Verbindung mit Klaus sollte die Belastungen aushalten. Danach gehört Anna aber zum "neuen" Leben von Klaus. Dann ist auch der Umgang des Vaters mit den Kindern mit ihr und in ihrer Anwesenheit selbstverständlich.

20. Klaus bereitet sich auf eine Regelung/Änderung
 der elterlichen Sorge vor und möchte Steffi und Katrin gern zu sich nehmen. Deshalb macht er ihnen bei Besuchen immer wieder Versprechungen, überhäuft sie mit Geschenken und zeigt ihnen so, dass sie alles bei ihm viel besser haben (werden) als bei der Mutter. Anna unterstützt ihn dabei.

Kinder sind meist viel weniger bestechlich als Erwachsene vermuten. Steffi ist 9 Jahre alt, Katrin 6. Wenn ihre Mutter vorsichtig bleibt und sich nicht aufregt, werden beide das Verhalten ihres Vaters richtig verstehen und einordnen können. Im Übrigen kann und sollte sich Miriam beim Jugendamt beraten lassen. Dann kann sie Vereinbarungen mit Klaus treffen, die sich auf den Wert der Geschenke und deren Häufigkeit beziehen. Im Übrigen sollte sie die Zuwendungen des Vaters im Einzelnen dokumentieren, um seine "Strategie … in einem .. Verfahren zu entlarven".
 
21. Miriam zieht mit den Kindern in eine andere Stadt,
 vielleicht sogar ganz weit weg, um den Umgang zum Vater zu erschweren oder auszuschließen.

Klaus kann sich wehren. Ohne seine Zustimmung ist der geplante Umzug rechtlich nicht "zulässig", wenn er an der elterl. Sorge beteiligt ist, so dass die Mutter ein Verfahren nach § 1628 BGB einleiten muss,
 in dem alle Einzelheiten ihrer Pläne zu prüfen, zu bewerten und auf das Kindeswohl zu beziehen sind. Gerichtliche Zuständigkeiten liegen zumindest zunächst weiterhin beim Herkunftsgericht, solange die Mutter mit dem Kind/den Kindern in der neuen Stadt noch keinen gewöhnlichen Aufenthalt begründet hat, dazu § 152 Abs. 2 FamFG, allerdings auch § 154 FamFG. Aber Klaus muss sich beeilen. Kann er für die Kinder und ihre Entwicklung besser sorgen als die Mutter, kann er Übertragung der elterlichen Sorge oder einzelner Teilbereiche oder (zumindest) das Aufenthaltsbestimmungsrechts verlangen und durchsetzen.
 Hat die Mutter für ihren Wechsel gute Gründe, etwa für ihre beruflichen Pläne und ihr sonstiges Fortkommen, Unterstützung aus ihrer Familie schildern, weil insbesondere ihre Eltern dort leben, Freunde benennen, mit denen sie schon früher in Verbindung stand und die für sie wichtig sind, weil sie dorther kommt, muss der Vater den Umzug (wohl) hinnehmen, selbst wenn so der Umgang mit den Kindern für ihn seltener und jedenfalls beschwerlicher wird.

22. Miriam, die aus Portugal stammt, will dorthin zurückkehren;
 dort leben ihre Eltern und einige Geschwister, die die Kinder gut kennen (beide sprechen portugiesisch). 
Dann muss Klaus sofort handeln und bei Gericht beantragen, die Ausreise der Mutter mit den Kindern zu untersagen, schengenweite Grenzsperre, die er auch im Wege der einstweiligen Anordnung erreichen kann. Setzt sich Miriam über die Regeln des HKindEntÜ hinweg und verlässt Deutschland mit den Kindern, kann er nach den besonderen Bestimmungen dieses Abk. vorgehen und kann Rückführung beantragen, denn nach wie vor steht die elterliche Sorge beiden Elternteilen gemeinsam zu.
 Eingriffe in "Mitsorgebefugnisse" reichen jedenfalls aus, um die Folgen des Abk. auszulösen. Über die endgültige Zuweisung und Regelung bzw. Verteilung zwischen den Eltern entscheiden endgültig erst die Gerichte im Herkunftsstaat nach Abschluss des Rückführungsverfahrens, also - für diesen Fall - in Deutschland, Art. 16 HKindEntÜ.
23. Miriam beschuldigt Klaus, er schlage die Kinder und missbrauche sie sexuell.
 
Ein besonders hässlicher, aber inzwischen nicht mehr so verbreiteter Vorwurf wie das früher einmal war, der das Wohl der Kinder und ihre gute Entwicklung weitgehend aus den Augen verliert. Andererseits und gar nicht so selten, wie man vielleicht meinen könnte, sind die Anschuldigungen (leider, das ist schlimm) berechtigt. Deshalb dürfen sie nicht ohne weitere Prüfung zurückgewiesen oder bagatellisiert werden. Erweisen sie sich als falsch, hat das sorgerechtliche Folgen für die Mutter, die sie erhebt, weil sie hartnäckig und rücksichtslos ihre eigenen Interessen - die sie insoweit aber missversteht - über das Wohl des Kindes/der Kinder setzt.
24. (17 in focus) Shirin, inzwischen (seit 2004) in Deutschland eingebürgerte Iranerin,
 ist seit 1992 mit Heinrich B. verheiratet, gut verdienender Immobilienkaufmann in F. (er: 56, sie nun: 38, also bei der Heirat knapp 18). Im (notariell beurkundeten) Ehevertrag, den er durch seinen Anwalt hat entwerfen lassen und den sie unterschrieben hat, hat sie (weitgehend) auf Unterhalt nach Rechtskraft der Ehescheidung verzichtet,
 Gütertrennung mit ihm vereinbart, den Versorgungsausgleich ausgeschlossen und geregelt, dass ihr Mann zu ihrer sonstigen Absicherung eine Lebensversicherung einrichtet und für sie 200,00 Euro im Monat an Beiträgen bezahlt.
 - Für das Scheidungsverfahren mit Auslandsbezug gelten seit dem 21.06.2012 (Antragstellung in der Sache, nicht "isolierter" VKH-Antrag) die Regeln der VO Nr. 1259/2010, aber nicht im Verhältnis zum Iran, vgl. dazu Art. 19 Abs. 2 VO Nr. 1259/2010.
Shirin bedauert ihre frühere Entscheidung und hält sie für leichtfertig, weil sie aus ihren Einkünften ihren Lebensunterhalt nicht bestreiten kann. Während der Ehe hat sie nicht oder jedenfalls nicht ernsthaft mit Erwerbsabsicht gearbeitet. Nach der Scheidung, die Heinrich beantragt hat, sieht sie sich in finanziellen Nöten, denn sie verfügt auch über keine angemessene Ausbildung, so dass sie für sich auch keine Nachteile anführen kann, die durch die Ehe entstanden sind, § 1578 b BGB (ehebedingte Nachteile).
 Als Zugewinn hätte sie einen größeren Geldbetrag zu erwarten gehabt, denn Heinrich ist sehr vermögend und hat während der Ehezeit wie früher gut verdient und erhebliche, weitere Werte geschaffen. Deshalb "ficht sie den Vertrag" an, wird aber dabei wenig erfolgreich sein, weil sie die allgem. Anfechtungsvoraussetzungen (Inhaltsirrtum, § 119 BGB, arglistige Täuschung oder Drohung, § 123 BGB) kaum beweisen kann und sie im Übrigen alle Fristen versäumt hat, §§ 121 und 124 BGB.
 Aber sie kann sich, wenn sie jeweiligen Voraussetzungen erfüllt, auf die Unwirksamkeit der Abreden berufen, § 138 Abs. 1 BGB,
 Wirksamkeitskontrolle/Inhaltskontrolle im Sprachgebrauch 
des BGH,
 bzw. geltend machen, jedenfalls jetzt und nach den während der Ehe eingetretenen Entwicklungen sei sie gröblich benachteiligt, Ausübungskontrolle, § 242 BGB. Dabei handelt sie aber nicht etwa trickreich, sondern nimmt nur ihre Rechte wahr, selbst wenn (zugegeben) für Heinrich Unsicherheiten entstehen können und er sogar damit rechnen muss, dass nicht nur die für sich unwirksame Vertragsklausel entfällt, sondern alle anderen Vereinbarungen "infiziert" und mit dem unwirksamen Teil ins "(rechtliche) Verderben gerissen" werden. Gerade deshalb wird er (wohl) verhandlungsbereit sein und nach auskömmlichen Lösungen suchen, denn schließlich hat er mit ihr einen Vertrag geschlossen, der im Wesentlichen auf seine Vorteile zielt und ihre Interessen nicht ausreichend oder wenigstens angemessen berücksichtigt.
Für die Rechtsverhältnisse zum Iran ist das dt.-iran. Niederlassungsabk. 1929 von besonderer Bedeutung. Völkervertragliche Regelungen gehen seinen Bestimmungen vor. Auch die VO Nr. 1259/2010 tritt nach ihren eigenen Anordnungen zurück, Art. 19 Abs. 2, soweit das Abkommen maßgeblich wird, und das ist nicht der Fall, wenn einer der Beteiligten eine andere Staatsangehörigkeit hat, die auch neben der iran. Staatsangehörigkeit hinzutreten kann. Beim Unterhalt fällt die Entscheidung ebenso aus, Art. 19 Abs. 1 HUP. Nach Henrich, FamRZ 2012, 1500 spielt gleichwohl im Verhältnis zum Iran aber der besondere ordre public der VO Nr. 1259/2010 eine Rolle, Art. 10, da dort der Zugang zu den Scheidungsvoraussetzungen nicht gleichberechtigungskonform ausgestaltet sei, Art. 3 Abs. 2 EGBGB. Um die Anerkennung des deutschen Beschluss im Iran sicherzustellen, und das ist häufig für die Beteiligten ganz wichtig, sollten wir uns aber vorher um abgestimmtere Lösungen bemühen, denn wenn die Ehefrau mit der Verstoßensscheidung durch ihren Mann einverstanden ist und die Scheidungsvoraussetzungen nach deutschem Recht vorliegen, ist nicht zu sehen, vor welchen Übergriffen sie eigentlich geschützt werden soll.
III. Schlussfolgerungen
Scheidungsverfahren bei uns dauern viel zu lange. Häufig verhärten sich die Fronten im Verlauf noch weiter, bevor allgemeine Ermüdung eintritt und vielleicht doch noch einvernehmliche Lösungen möglich werden, aber dieses Ergebnis wird teuer erkauft, nämlich mit teils erheblichen finanziellen Aufwendungen für das Verfahren und jedenfalls einem schmerzlichen Verlust an Lebenszeit. Trennungen und Scheidungen sind mit vielen Ängsten und herben Verlusten verbunden. Enttäuschung, Missgunst und Rachegefühle liegen nahe. Mit ihnen lassen wir die Beteiligten aber weitgehend allein und bieten ihnen keine verlässliche Hilfe, selbst zu ausgewogenen Ergebnissen zu finden. Ausgefuchste Spezialisten auf beiden Seiten tragen nicht immer zur Entkrampfung bei, manchmal durchaus auch im Gegenteil. Vernünftige Anwälte sehen sich allerdings gerade insoweit gefordert und bieten ihren Mandanten jeweils mit Blick auch auf die "Gegenseite" langfristig tragfähige Lösungen, für die sie werben und die sie manchmal auch gegen Widerstände durchsetzen müssen. Leider sind unsere Gerichte dabei weitgehend ausgeschaltet und gestalten die Dinge nicht selbst aktiv mit, etwa mit eigenen Vorschlägen und mit Hinweisen etwa nach dem Muster von § 8 VersAusglG (Wirksamkeits- und Ausübungskontrolle). Das ist bedauerlich.
 
*)   In einem zweiten Teil werde ich über weitere "Gestaltungsformen" berichten, die nicht erwähnt     


    sind.


� 	Heft 8/2012 (Februar 2012) S. 56 f.	


� 	Vor einigen Jahren sind dort einmal Ranking-Listen erschienen, die die Tätigkeit von Anwälten im Familienrecht bewertet haben.


� 	Insgesamt ist der Bericht (eher) ausgewogen und keineswegs reißerisch. Einige Ungenauigkeiten lassen sich klarstellen, manche Fehler sind vielleicht unvermeidlich. Sicherlich sind vor allem Ehefrauen ins Blickfeld geraten, die sich Vorteile verschaffen wollen, aber das liegt in der Natur der Sache; fast immer verlangen sie Unterhalt und Zugewinn oder sind beim Versorgungsausgleich berechtigt, weil sie weniger verdienen/verdient oder gemeinsame Kinder erzogen haben. Wenn Männer Ansprüche stellen, verhalten sie sich keineswegs anders.


� 	Diese Zusätze fehlen im Bericht des focus, aber sie gehören zu einer vollständigen Schilderung dazu. Verdient Monika "genug" und so wie früher, hat sie von vornherein nur für eine Übergangszeit Unterhaltsansprüche, zunächst und vor allem während der Trennung, vgl. im Übrigen § 1578 b Abs. 1 Satz 1 und 2 BGB.


� 	Palandt/Brudermüller § 1579 BGB Rz. 12: Gemeinsame Urlaube, Besuche von Betriebsfeiern oder Firmenjubiläen zu zweit, Geburtstage im Freundeskreis, sonstige Feierlichkeiten in den jeweiligen Familien etc., Abschied von Familienangehörigen des jeweils anderen in Traueranzeigen u.ä.


� 	In nichtehelichen Verbindungen bestehen keine wechselseitigen Unterhaltsansprüche (allenfalls können sich die Parteien durch entsprechende Verträge festlegen, wie das gerade WISO mit der Monats-CD patchworkdisc vorgeschlagen hat).


� 	Warum das alles für nichteheliche Elternteile nicht gelten soll, die nach § 1615 l BGB Unterhaltsansprüche wegen der Geburt bzw. der anschließenden Betreuung eines gemeinsamen Kindes gegen den anderen haben, erschließt sich mir nicht; die schlichte Erklärung, sie seien nicht zur "Treue" verpflichtet, reicht nach meiner Auffassung nicht aus, zu Einzelheiten Brudermüller ZKJ 2011, 327 (333).


� 	So focus S. 59. Ob der Anwalt Beratungsmandate deshalb ablehnen soll und nur Vertretungs�mandate annimmt, muss er selbst wissen, S. 59.	


� 	S. 59.


� 	Entscheidungen für das Kind, die wesentlich sind, müssen Eltern bei gemeinsamer elterlicher Sorge im gegenseitigen Einvernehmen treffen, aber dazu zählt nicht eine von der Mutter geplante Besuchsreise in ihre Heimat Russland, so dass für sie keine Entscheidung nach § 1628 BGB notwendig wird, OLG Köln, NJW-RR 2012, 563 (für Russland), ebenso für Kasachstan OLG Hamburg, FamRZ 2012, 562. Sonst kann sich Peter nach dieser Bestimmung zur Wehr setzen und gerichtliche Regelung erreichen, etwa mit dem Ziel, ihm das Aufenthaltsbestimmungsrecht zu übertragen, aber dazu muss er dann auch die notwendigen Voraussetzungen liefern, etwa im Einzelnen schildern, wie er sich die Betreuung des Kindes vorstellt u.ä.


� 	OLG Schleswig NJW-RR 2004, 799, zumindest bei Eigenmacht.


� 	In focus S. 60 ohne diesen Zusatz; verbreitet ist die Vorstellung, beide Ehegatten könnten jeweils die "Hälfte" für sich beanspruchen, aber das ist so völlig falsch, denn maßgeblich sind die Anteile, die jeder von ihnen zur Steuerentlastung beigetragen hat, zu einer Übersicht Hb. FachanwaltFamR/Gerhardt 6. Kap. Rz. 184 mit Nachw. 


� 	S. 60.


� 	Die weitere Behauptung, Forderungen auf Zugewinnausgleich seien von der Zustellung des Scheidungsantrages an zu verzinsen, ist falsch, S. 60, vgl. dazu § 1378 Abs. 3 Satz 1 BGB, denn Verzinslichkeit tritt erst mit der Beendigung des Güterstandes ein; nur für die Höhe und mögliche nachträgliche Veränderungen bei der Berechnung tritt an ihre Stelle (bei der Ehescheidung) die Zustellung des Scheidungsantrags, § 1384 BGB, zu Einzelheiten Palandt/Bruder�müller § 1384 BGB Rz. 3 mit Nachw. Gerade deshalb kann sich empfehlen, zunächst das Scheidungsverfahren zum Abschluss zu bringen, Rechtskraftvermerk einzuholen und den Zugewinnausgleich später als isolierte Familiensache zu führen, denn dann ist der Güterstand jedenfalls "beendet", einmal abgesehen von Kostenvorteilen, die sich so erzielen lassen.


14a	Dazu Jüdt, FuR 2012, 570.


� 	S. 60 ohne diese Zusätze. Nach den genannten Veränderungen 2009 können Anfangs-, Zurechnungs- und Endvermögen auch "negativ" sein, so dass Verluste bei der Berechnung des Zugewinns rechnerisch eine Rolle spielen, aber wie dann die jeweilige Indexierung zu erfolgen hat, die die früheren Werte auf den heutigen Stand bringt, ist umstritten, vgl. zuletzt die Übersicht (für das negative Anfangsvermögen) bei Büte FPR 2012, 73.


� 	Richtig S. 61.


� 	Zu weiteren Einzelheiten auch zum Wertermittlungsanspruch Finger FamFR 2010, 289; Jaeger (zum Umfang der Auskunfts- und Belegpflicht nach § 1379 BGB) FPR 2012, 91;  Palandt/ Brudermüller § 1379 BGB Rz. 2 mit Nachw. und Hb. FachanwaltFamR/v. Heintschel-Heinegg § 9 Rz. 149; zum Zugewinn und steuerlicher Belastung von Oertzen/Schienke-Ohletz FPR 2012, 103 und Burschel FamRB 2012, 187.


17a	Dazu BGH, XII ZR 80/11 (15.8.2012 = BeckRS 2012, 20369; Besprechung von Brudermüller, FamRZ 3213 (3214).


� 	Die Behauptung, mit Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes ende die Unterhaltsverpflichtung des anderen Teils aus § 1570 BGB, ist ebenso verbreitet wie falsch (auch bei § 1615 l BGB, aber früher war das dort einmal anders), so aber wohl S. 61 (allerdings mit dem Hinweis, die Gerichte legten diese Bestimmung unterschiedlich aus).


� 	Dazu (§ 1572 BGB) Palandt/Brudermüller § 1572 BGB Rz. 3 und 15 mit Nachw.; aus der Rechtsprechung vgl. vor allem BGH FamRZ 2009, 1207 und BGH FamRZ 2010, 629 (632); OLG Celle FamRZ 2010, 566 (567). Wie sonst sind die jeweiligen Einsatzzeitpunkte zu beachten, dazu Palandt/Brudermüller § 1572 BGB Rz. 8 f. Bei langer Ehedauer kann die Befristung überhaupt ausscheiden, ebda Rz. 15 mit Nachw.


� 	Seit der Düsseldorfer Tabelle in der Fassung per 1.1.2011 sind keine weiteren Veränderungen eingetreten, auch 2012 nicht. Kindesunterhalt kann Peter im Gegensatz zum Unterhalt für seine Frau steuerlich nicht nutzen, vgl. für den Ehegattenunterhalt das begrenzte steuerliche Realsplitting (Grenzbetrag: 13.805,00 Euro). Deshalb kann sich empfehlen, Forderungen insoweit möglichst gering anzusetzen, aber dann muss auch Spielraum für solche Veränderungen bestehen, um höheren Ehegattenunterhalt zu "ermöglichen", der sich dann wiederum bei der steuerlichen Entlastung auswirkt, denn von dieser internen Verteilung haben alle Beteiligten etwas - der Ehemann spart Steuern, die Ehefrau erhält (etwas) höhere Zahlungen. Seit 2011 hat sich die Praxis der Finanzverwaltung verändert, die nun selbständig ausgewiesene Krankenkassenbeiträge für die Kinder als steuerliche Abzugspositionen (besondere Belastung) hinnimmt.


� 	S. 61: Peter "provoziert durch ständige Fehlzeiten und Alkoholkonsum seinen Rauswurf". 


� 	Zweckmäßig mit Bewährung, Bewährungsauflage: Unterhaltszahlung und Ausgleichung der Rückstände.


� 	S. 61.


� 	S. 61.


� 	S. 61


� 	Hb. Fachanwalt FamR/Gerhardt 6. Kap. Rz. 58 mit Nachw.


� 	Dazu Palandt/Brudermüller § 1579 BGB Rz. 26 mit Nachw.; OLG Köln NJWE-FER 1999, 107. So sind auch Denunziationen beim Arbeitgeber u.ä. zu behandeln, dazu Palandt/Bruder�müller § 1579 BGB Rz. 26 mit Nachw.


� 	Manchmal allerdings beschränkt auf Höchstbeträge, nach der Rspr. des OLG Frankfurt mit eigenen Einkünften auf 2.500,00 Euro im Monat, relative Sättigungsgrenze, dazu auch Büttner/ Niepmann/Schwamb Die Rechtsprechung zur Höhe des Unterhalts (11. Aufl. 2010) Rz. 29 f. (Schwamb ist Richter am OLG Frankfurt) bzw. nach anderen Vorschlägen auf 3/7 aus den für die Berechnung des Kindesunterhalts heranzuziehenden Einkünften in der höchsten Gruppe, also 4.901,00 bis 5.300,00 Euro (2011), dazu Hb. FachanwaltFamR/Maier 6. Kap. Rz. 599.


� 	So S. 64.


� 	Kreditkartenabrechnungen etc. wird Michael haben, aber er wird sie kaum vorlegen, wenn er so Nachteile für sich befürchten muss, wobei das Gericht dann allerdings wiederum aus seiner Weigerung die notwendigen Schlüsse gegen ihn ziehen kann, § 287 ZPO.


� 	Für den konkreten Lebensbedarf haben sich "Check-Listen" eingebürgert, dazu mit einigen Hinweisen Kleffmann/Klein Unterhaltsrecht § 1578 BGB Rz. 98 mit Nachw.; vgl. im Übrigen OLG Düsseldorf FuR 2009, 219 und BGH FuR 2010, 630.


� 	Ähnlich ein wenig überraschend auch S. 64.


� 	S. 64. Aber die Ehefrau hätte auch nichts zu erwarten gehabt, wenn Klaus gar nichts gemacht hätte, leider S. 64 nicht erwähnt, denn haben die Parteien Gütertrennung vereinbart, gilt das für den angesparten Betrag ebenso wie für die Auszahlung. Ihre Ausfälle muss sie hinnehmen, weil sie sich früher auf güterrechtliche Absprachen mit ihm eingelassen hat, die für sie ungünstig sind, nicht aber, weil er sie "jetzt abzockt".


� 	Beispiel von Kogel Strategien zum Zugewinnausgleich Rz. 631-633; vgl. auch OLG Brandenburg FamRB 2011, 238: Eine nach Ehezeitende und vor der Entscheidung des Gerichts über den Versorgungsausgleich gekündigte und ausgezahlte Lebensversicherung, die sonst dem Versorgungsausgleich unterfallen wäre, ist nicht durch interne Teilung auszugleichen, aber im Rahmen der in § 27 VersAusglG vorgesehenen Billigkeitsentscheidung mit ihrem korrespondierenden Kapitalwert mit vorhandenen Anrechten des anderen Ehegatten zu verrechnen, dazu auch Finger FuR 2011, 431 (432). Nach BGH NJW-RR 2012, 323 ist eine private Rentenversicherung, die ein Ehegatte nach vertraglich vereinbarter Gütertrennung mit Mitteln seines vorehelich erworbenen Vermögens begründet hat, in den Versorgungsausgleich einzubeziehen, im Anschluss an BGH NJW-RR 2011, 799, auch § 27 VersAusglG greift nicht ein (Ausschluss wegen grober Unbilligkeit), weil dabei eine Bewertung im Einzelnen zu erfolgen hat, und "typische Fallgestaltungen" nicht ohne weiteres einbezogen sind.


� 	Vorschlag S. 64: Rechtzeitige Anfechtung des Ehevertrages, wenn die Parteien Gütertrennung vereinbart haben, zumindest für die Versicherung; dann sollte die Ehefrau (Helga) die Hälfte der Auszahlung erhalten. Warum dies "während des Scheidungsverfahrens" nicht mehr möglich sein soll, S. 64, bleibt allerdings unerfindlich. Sicherlich wird Klaus zur Teilung nicht bereit sein, aber das ist doch etwas ganz anderes, denn wenn er Helga hätte bedenken wollen, hätte er den von ihm gewählten hässlichen Ausweg gar nicht bestritten bzw. beschreiten müssen.


� 	Dazu auch Finger FuR 2011, 431 (435); § 1375 Abs. 2 BGB ist dabei inzwischen noch "besser".


� 	Angaben zum Trennungsvermögen; hat er vorher sein Vermögen "verprasst, verschwendet oder sonst unredliche Verfügungen getroffen, gilt § 1375 Abs. 2 S. 1 BGB, ebenfalls illoyale Vermögensverfügungen, die dem Endberechnung hinzugerechnet werden.


� 	So ähnlich S. 64 ("Schenkungslüge").


� 	S. 64.


� 	S. 64. 


� 	Ist Michael Eigentümer der Wohnung, S. 65, ist alles ganz anders, aber für Alexandra nur besser. Verfügt ihr Mann mit der Veräußerung über sein gesamtes Vermögen, muss sie, wenn sie nicht beteiligt ist, in anderer Form mitwirken und zustimmen, § 1365 BGB; sonst ist die vorgesehene Übertragung (relativ, nämlich ihr gegenüber) unwirksam, so dass sie Rückforderung vom Erwerber verlangen kann, hoher Gegenstandswert, praktisch sicherer Verfahrensausgang - Schadensersatzforderung des Erwerbers gegen Michael, und das alles wird ihn abschrecken.


� 	S. 65.


� 	Variante: Ezra D. lebt mit ihrem Mann Metin in Frankfurt in einer kostengünstigen Mietwohnung. Beide erhalten staatliche Unterstützung. Metin zieht aus; weiterhin erhält er Leistungen für seinen Wohnbedarf, die aber ihn ausgezahlt werden, nicht an Ezra. Ezra kann deshalb die Miete nicht mehr aufbringen. AG Königstein (10 F 449/11 EA/WH) und OLG Frankfurt (3 WF 243/11) lehnen eine Wohnungszuweisung an sie nach § 1361 b BGB ab, obwohl mit dem Leistungsträger abgesprochen war, dass Ezra danach ausreichende Mietzuschüsse bekommt, weil für die in § 1361 b BGB vorgesehene "unbillige Härte" finanzielle Erwägungen nicht ausreichten. Nun kündigt die Wohnungsbaugesellschaft wegen der Mietrückstände; Ezra muss ausziehen. In der Nähe wird ihr eine neue Wohnung zugewiesen (zugegeben: etwas kleiner), aber sie erhält Unterstützung für den Umzug etc., und das Amt übernimmt von nun an die Mietkosten. Das verstehe, wer will.


� 	Vgl. § 1361 b Abs. 2 BGB - Tricksereien zu seinen Lasten wird der Ehemann nicht "beweisen" können. Jedenfalls hat er seine Frau geschlagen oder ist sonst gewalttätig geworden, dazu S. 66 mit eindeutigem Ergebnis: Nur nicht provozieren lassen! - Auch dieses Beispiel ist wirklichkeitsfern, dazu auch Fn. 45.


� 	Sonst müsste er nur 50.000,00 Euro zahlen, nämlich 100.000,00 Euro Zugewinn : 2 = 50.000,00 Euro, wobei sein Anfangsvermögen nach den jeweiligen Formeln zur Geldentwertung noch auf den heutigen Stand hochzurechnen wäre. Hat Michael bei Beginn der Ehe Schulden, sind sie (seit 2009) zu berücksichtigen. Also: 100.000,00 Euro Schulden am Anfang, 200.000,00 Euro am Ende, dann bekommt Alexandra 150.000,00 Euro, nämlich 300.000,00 Euro : 2 = 150.000,00, weil sein Endbestand immer noch ausreicht, um ihre Forderungen zu bedienen; für Anfangs-, Trennungs- und Endvermögen ist jeder Ehegatte auskunfts- und beweispflichtig, vgl. § 1379 Abs. 1 BGB und Finger FamFR 2010, 289, so dass Michael schon im eigenen Interesse alle Unterlagen rechtzeitig zusammenstellen sollte.


� 	Mehr als ein Drittel aller Ehen wird geschieden; im Augenblick scheitern sogar etwa 50 % der neu eingegangenen Verbindungen - dann ist selbstverständlich, dass sich jeder Ehegatte um vernünftige Belege für seine Vermögensverhältnisse und deren Entwicklung bemühen muss.


� 	S. 65. Im Übrigen ist das Beispiel wirklichkeitsfern. Hat Michael bei Beginn der Ehe Schulden, sind sie (inzwischen, seit 2009) zu berücksichtigen.


� 	S. 65; hat sich die Ehefrau ihre Informationen "unrechtmäßig" erworben, wird sie im Übrigen auf Schwierigkeiten stoßen, sie im gerichtlichen Verfahren zu "verwerten", ebenfalls S. 65. Gegen Versuche, die Korrespondenz mit dem eigenen Anwalt zu "kontrollieren", sollte sich jeder in der passenden Form selbst schützen, S. 65/66, etwa durch Absicherung seines E-Mail Accounts.


� 	S. 63; zum Umgangsboykott NJW 2012, 887 im Anschluss an Heilmann NJW 2012, 16.


� 	Zu Recht sonst positiv zur Mediation S. 63, aber gerade in unterhaltsrechtlichen Streitigkeiten  wie beim finanziellen Ausgleich unter den Gatten, ist sie manchmal auch fragwürdig, eben weil die dort entwickelten Ergebnisse mit einem in der Sache nicht gebotenen "Verzicht" auf sonst berechtigte Ansprüche verbunden sind, wobei meist der Anspruchsteller betroffen ist, durchgängig also die Ehefrau. 


� 	S. 62.


� 	So ähnlich S. 63.


� 	Kinder sind auch neugierig; sie wollen wissen und sehen, was ihr Vater "so macht", und fühlen sich belastet und enttäuscht, wenn sie von wesentlichen Teilen seines Lebens ausgeschlossen sind (auch von einer neuen Partnerschaft).


� 	S. 63.


� 	Richtig ist allerdings die Einschätzung dort: Kommt dauernd vor und lässt sich nicht unterbinden. Kinder sind Manipulationsversuchen beider Elternteile (häufig) schutzlos ausgeliefert, S. 63, und Richter kennen diese Fälle zur Genüge und können dementsprechend damit umgehen, S. 63. aber ich sehe diese Dinge nicht so hoffnungslos, weil sich die Mutter wehren kann und die Kinder häufig vernünftig genug sind, um alles richtig einzuschätzen.


� 	S. 63, 


� 	Eigener Fall vor Kurzem: Zollbeamter lebt in der Nähe von Frankfurt mit einer anderen Zollbeamtin zusammen - aus der Verbindung sind zwei Kinder hervorgegangen -, dies aus der Nähe von Frankfurt/Oder stammt; dorthin will sie zurückkehren.


� 	Dazu Finger FuR 2009, 134 und Fn. 10. 


� 	Im Einzelnen muss er also den Nachweis führen, dass beide Kinder bei ihm gut aufgehoben sind und er verlässlich für sie da sein wird; ihre gute Entwicklung muss bei ihm gesichert sein (besser als bei der Mutter).


� 	Sonst sind Mutter und Kind in ihrer sonstigen Lebensführung selbstverständlich frei. Manche Männer haben die merkwürdige Vorstellung, beide müssten wie bisher in ihrer Nähe bleiben, damit sie ihren Umgang wie bisher und bequem ausüben können. Allerdings können die Kosten für den Umgang bei der Unterhaltsberechnung berücksichtigt werden, dazu Kleffmann/Klein Unterhaltsrecht Kap. I Rz. 176 f. mit vielen Nachw..


� 	S. 63, zum Umgangsboykott zuletzt Heilmann, ZKJ 2012, 105, Bespr. zum BGH ZKJ 2012, 107. Portugal ist Mitgliedsland des HKindEntÜ.


� 	Ohne Sorgeerklärung mit der Mutter oder gerichtliche Entscheidung, die ihn in seine Rechte einsetzt, ist der nichteheliche Vater in Deutschland nicht berechtigt, Anträge nach den Bestimmungen des HKindEntÜ zu stellen, dazu Finger FamRBint 2011, 80 (84 f.) und EuGH FamRZ 2011, 617 mit Anm. Henrich 620 für England/Frankreich (La Réunion als frz. Staatsgebiet Mercredi vs. 


	Chaffe) sowie Mansel/Thorn/Wag�ner IPrax 2012, 1 (20/21), OLG Hamm II-11 UF 240/11.


� 	S. 66.


� 	S. 63.


� 	Die beiden Kinder aus der Ehe sind inzwischen 22 und (fast) 20 Jahre alt, so dass Shirin schon längst keine Forderungen mehr aus § 1570 BGB (Betreuung der Kinder) stellen kann.


� 	Als Selbständiger muss er keine Beiträge in einem beim Versorgungsausgleich zu berücksichtigenden Versicherungssystem zahlen (und bisher hat er auch nichts gezahlt, sondern will später einmal von den Einkünften aus seinem Vermögen leben).


� 	Deshalb kann sie beim Unterhalt auch nicht dauerhaft ehebedingte Nachteile anführen, die sie erlitten habe und die Heinrich ausgleichen müsste, dazu § 1578 b Abs. 1 Satz 2 und 3 BGB.


� 	Auch S. 64 spricht von einer Anfechtung.


� 	Allerdings wird sie zumindest für den "güterrechtlichen Teil" dabei keine großen Vorteile erzielen können, denn sie hat Gütertrennung festgelegt, und das kann sie, ohne dass der Vertrag an § 138 Abs. 1 BGB scheitert.


� 	Hb. FachanwaltFamR/Bergschneider 12. Kap. Rz. 37 f., grundlegend BGH FuR 2004, 119; ausführliche Darstellung bei Bergschneider Richterliche Inhaltskontrolle von Eheverträgen und Scheidungsvereinbarungen S. 19 ff.


� 	Zumindest für die einverständliche Ehescheidung sehen (etwa) die Schweiz und die Türkei vor, dass dem Richter Absprachen vorgelegt werden, die er "für gut zu befinden" hat und/oder Vorschläge zur Abänderung machen kann, die die Parteien dann - im Wesentlichen - aufnehmen sollten, weil ihnen sonst der Weg zumindest zu dieser "Scheidungsform" versperrt ist, vgl. dazu Art. 166 Abs. 3 türk. ZGB mit Bespr. Finger FamRBint 2012, 37 und für die Schweiz Art. 111 und 112 schweiz. ZGB, zu Eheschutzmaßnahmen dort Art. 172 Abs. 3 und 176 schweiz. ZGB, dazu Jann Six Eheschutz - Ein Handbuch für die Praxis Genf 2008, besprochen von Heimann FAMPRAch 2009, 135. Wir könnten uns den Weg zu einer ähnlichen "Lösung" freimachen, wenn wir Scheidungs- und Scheidungsfolgenvereinbarungen in die übliche Wirksamkeits- und Inhaltskontrolle einbeziehen und nicht nur die allgem. Regeln gelten lassen wie wir das bei ehevertraglichen Absprachen schon jetzt tun, dazu sehr knapp Fn. 70. - Seit den Veränderungen insbesondere in der Rechtsprechung des BGH - Ausgang: FuR 2004, 119 - hat sich die notarielle Praxis für Eheverträge  weitgehend umgestellt. Vereinbarungen die früher nicht ganz selten waren - Ehefrau F. verzichtet "auf nachehelichen Unterhalt", Zugewinn- und Versorgungsausgleich -, sind in dieser Form kaum noch denkbar, zu Einzelheiten Hb. FachanwaltFamR/Berg�schneider 12. Kap. Rz. 37 f.; allein das ist ja schon ein wesentlicher Erfolg, weil so die Regelungen unter den Parteien ausgewogener werden, vgl. im Übrigen § 8 Abs. 1 VersAus�glG: "Die Vereinbarung über den Versorgungsausgleich muss einer Inhalts- und Ausübungskontrolle standhalten". 





